
Anlage zur Vorlage V0448/22 Verfahrenslotse 

 

 

§ 10b SGB VIII - Verfahrenslotse 

(1) Junge Menschen, die Leistungen der Eingliederungshilfe wegen einer Behinderung oder 

wegen einer drohenden Behinderung geltend machen oder bei denen solche 

Leistungsansprüche in Betracht kommen, sowie ihre Mütter, Väter, Personensorge- und 

Erziehungsberechtigten haben bei der Antragstellung, Verfolgung und Wahrnehmung 

dieser Leistungen Anspruch auf Unterstützung und Begleitung durch einen 

Verfahrenslotsen. Der Verfahrenslotse soll die Leistungsberechtigten bei der 

Verwirklichung von Ansprüchen auf Leistungen der Eingliederungshilfe unabhängig 

unterstützen sowie auf die Inanspruchnahme von Rechten hinwirken. Diese Leistung wird 

durch den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erbracht.  

(2) Der Verfahrenslotse unterstützt den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der 

Zusammenführung der Leistungen der Eingliederungshilfe für junge Menschen in dessen 

Zuständigkeit. Hierzu berichtet er gegenüber dem örtlichen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe halbjährlich insbesondere über Erfahrungen der strukturellen 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, insbesondere mit 

anderen Rehabilitationsträgern. 

 

Auszug aus der Begründung des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes (KJSG) –  

BT-Drucksache 19/26107 S. 79f):  

 

“...Für den Prozess der Umsetzung der Zusammenführung der Zuständigkeiten der Leistungen für 

Kinder und Jugendliche mit Behinderungen unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe im SGB VIII 

ist ein Zeitraum von insgesamt sieben Jahren (vgl. Artikel 9 Absatz 3) vorgesehen, der sich in zwei 

Phasen im Sinne eines Stufenmodells vollzieht.  

Die zweite Stufe soll mit der Einführung eines „Verfahrenslotsen“ durch eine Fachkraft im Jugendamt 

im Jahr 2024 erreicht werden, die mit einem neuen § 10b SGB VIII-E geregelt wird. Diese Regelung 

tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.  

Junge Menschen mit (drohenden) Behinderungen und ihre Eltern oder Personensorge- und 

Erziehungsberechtigten stehen einem Sozialleistungssystem gegenüber, das durch eine Vielzahl von 

Leistungstatbeständen in unterschiedlichen Sozialgesetzen geprägt ist. Mit den im 

Bundesteilhabegesetzes (BTHG) getroffenen Regelungen zur Verbesserung der Zusammenarbeit 

zwischen den Rehabilitationsträgern soll verhindert werden, dass Konflikte zwischen den Trägern der 

Kinder- und Jugendhilfe und den Trägern der Eingliederungshilfe als Rehabilitationsträger bezüglich 

der Zuständigkeit für die Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe zulasten der Betroffenen 

gehen. Wenn sich die Bedarfe des Kindes oder Jugendlichen nicht eindeutig einer bestimmten 

Behinderung zuordnen lassen oder gleichzeitig auch erzieherische Bedarfe vorliegen, ist eine 

Zuständigkeitsbestimmung schwierig. Eine Orientierung in dem nach unterschiedlichen 

Zuständigkeitsbereichen gegliederten, komplexen Sozialleistungssystem stellt daher für Kinder und 

Jugendliche mit (drohenden) Behinderungen und ihre Familien, die ohnehin im Alltag große 

Herausforderungen zu bewältigen haben, eine zusätzliche Belastung dar, bei deren Bewältigung sie 

eines Unterstützungsangebots im Hinblick auf die Geltendmachung ihrer Rechte bzw. 

Leistungsansprüche und damit ihren Zugang zur Leistungsgewährung bedürfen.  

Leistungsberechtigte haben oftmals Schwierigkeiten, im gegliederten Sozialleistungssystem die 

richtige Behörde zu finden. Es besteht bereits eine Vielzahl gesetzlicher und untergesetzlicher 
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Regelungen zur Lösung dieser Zuständigkeits- und Kompetenzkonflikte. Aus der Perspektive der 

Leistungsberechtigten sind diese aber oftmals schwer nachzuvollziehen. Ferner stehen auch 

Akzeptanz- und Vertrauensprobleme sowie Schwellenängste einer wirksamen Vermittlung von 

Leistungen entgegen.  

Durch die Etablierung der Funktion des Verfahrenslotsen zur Begleitung und Unterstützung bei der 

Geltendmachung von Ansprüchen auf Leistungen der Eingliederungshilfe sollen diese Hürden 

überwunden und junge Menschen mit (drohenden) Behinderungen und ihre Familien, die dieses 

Angebot der Kinder- und Jugendhilfe in Anspruch nehmen wollen, deutlich entlastet werden.  

Der Anspruch auf einen Verfahrenslotsen erweitert den Beratungsanspruch nach § 10a Absatz 1 und 

Absatz 2 SGB VIII und nimmt auf die fachlichen und verfahrensrechtlichen Herausforderungen aus 

dem Bereich der Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX und § 35a SGB VIII 

besondere Rücksicht. Zugleich wird durch dessen Etablierung die Bedeutung und Verantwortlichkeit 

des örtlichen Trägers der Jugendhilfe für die Einleitung des Veränderungsprozesses hin zur 

sogenannten „Inklusiven Lösung“ herausgestellt und durch personelle Ressourcen unterstützt.  

Der Verfahrenslotse ist in Abgrenzung zu Beratungsangeboten anderer Sozialleistungssysteme explizit 

auf die Perspektive der Bedarfslagen von Kindern und Jugendlichen spezialisiert. Inhaltlich 

unterscheidet er sich somit von bestehenden Angeboten durch die spezifische Ausrichtung auf die 

Adressatengruppe „junge Menschen mit Behinderungen und ihre Familien“. Zudem ist es die Aufgabe 

des Lotsen, diese Adressatengruppe durch das gesamte Verfahren – vom Antrag bis zum Abschluss 

der Leistungsgewährung – zu begleiten und damit eine zeitnahe und auf den individuellen Bedarf 

abgestimmte Leistungsgewährung zu begünstigen. Eine solche Begleitung ist bisher nicht vorgesehen. 

Der Verfahrenslotse wird auf Wunsch der Leistungsberechtigten tätig. Gesetzliche Beratungs- und 

Unterstützungspflichten der Sozialleistungsträger bleiben unberührt.  

Überdies können der Bedarf an Unterstützung des Transformationsprozesses der öffentlichen 

Jugendhilfe miterfüllt und Wissenstransfer gewährleistet werden. Hierzu erstattet der Verfahrenslotse 

insbesondere dem örtlichen Träger der Jugendhilfe – etwa gegenüber dem Jugendhilfeausschuss – 

halbjährlich Bericht. ...” 


